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Diese Politik ist ein Chaos“
SPD-Vize Oskar Lafontaine über Außenpolitik, ökologische Erneuerung und das Programm seiner Partei
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SPIEGEL: Herr Lafontaine, Bundesprä
sident Roman Herzog sieht in der
deutschen Außenpolitik „dasEnde des
Trittbrettfahrens erreicht“, und er hä
Bundeswehr-Kampfeinsätze für mö
lich. Verschiebensich die Koordinaten
deutscher Außen- und Friedenspoli-
tik?
Lafontaine: Nein. Es ist aberbezeich-
nend für diegegenwärtige Diskussion
daß jene Sätze aus der Herzog-Re
herausgestellt worden sind, die d
BefürworternmilitärischerEinsätze au
ßerhalb des Nato-Vertragsgebietes
fallen. Doch esgibt dort auchganz an-
derePassagen . . .
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„Unter Bomben wächst kein
Frieden, sondern neue Gewalt“
SPIEGEL: . . . in denen
Herzog mahnt, daß
militärische Einsätze
„kein Allheilmittel
sind und nicht imVor-
dergrund unseresDen-
kens stehen dürfen“
Da hat sichalso kein
Bellizist geoutet?
Lafontaine: Hat er
nicht. Das Wort vom
Trittbrettfahrer be-
schreibt die Politik de
Bundesrepublik aller-
dings falsch.
SPIEGEL: Es klingt so
ähnlich wie Klaus Kin-
kels Mahnung, end
lich „ runter von der
Zuschauertribüne“ z
kommen.
Lafontaine: Deutsch-
land leistet beim Neu
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aufbau der ehemaligenkommunisti-
schenStaaten, bei derFinanzierung de
EuropäischenUnion, bei derFinanzie-
rung der Nato-Verteidigung in Mitteleu
ropa und bei der Aufnahme von Flücht-
lingen mehr als jedes andere europä
scheLand. Das Wort vomTrittbrettfah-
rer stellt dieseLeistungen geradezu a
den Kopf. Es ist eine Vokabelderjeni-
gen, die unbedingtirgendwoaußerhalb
der Nato militärische Kampfeinsätze
wollen.
SPIEGEL: Gibt es nach demEnde des
Kalten Krieges nichtneue außenpoliti-
scheHerausforderungen, die auchLin-
ke dazuzwingen,sich von alten Denk-
weisen zuverabschieden?
Lafontaine: Für mich steht imZentrum
jeder linken Politik die Wahrung der
Menschenwürde. Militärische Kampf-
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einsätzedienen diesem Ziel nicht.Unter
Bomben und Maschinengewehrsalve
wächstkein Frieden, sondernneue Ge-
walt.
SPIEGEL: Militärische Kampfeinsätze
auch nicht, um noch mal Herzog zu
tieren, wenn gegen Völkermord und
kriegerische Aggression „alleanderen
Mittel versagt“haben?
Lafontaine: Die Bundesrepublik
Deutschland hatsich im Rahmen de
Nato-Vertrages verpflichtet,angegriffe-
nen Staaten des Bündnisses militärisc
beizustehen.Zudembesteht die Bereit
schaft, diese Verpflichtungdurch Erwei-
terung der Natoauszuweiten.Ebenso
können sich Bundeswehrsoldaten a
Blauhelm-Friedenseinsätzen beteilige
DiesePolitik ist rationaler und vernünf
tiger als das BefürwortenplanloserMili-
tärinterventionen in allerWelt.
SPIEGEL: Ganz konkret:Sollte dieBun-
deswehr nicht ihreNato-Verbündeten
herauspauken helfen, käme es inBos-
nien zum Abzug der Blauhelme?
Lafontaine: Interessantist, daß diese
Diskussion vor allem vonmilitärisch
Kampfwilligen in Deutschland geführ
wird . . .
SPIEGEL: . . . und auch inIhrer Partei
stattfindet.
Lafontaine: Ja, nur: In den europä
schenStaaten, die Truppen imehemali-
gen Jugoslawienhaben,stehen ander
Themen im Vordergrund. Wirsollten
uns an klareGrundsätze halten:militäri-
sche Kampfeinsätze nur bei Bündnisv
pflichtungen und im Fall von Selbstve
teidigung. Im übrigen sind wir dafür
daß die Bundeswehr bei einem mögli-
chen Blauhelm-Rückzug, den wir ver-
meiden sollten,logistische undhumani-
täre Unterstützung leistet.
SPIEGEL: Vertreten Sie damit in der
SPD noch die Mehrheitsmeinung? D
„Kinkelchen“, wie Sie Politiker wie
Hans-Ulrich Klose, Norbert Gansel
KarstenVoigt gern titulieren,sehen das
anders.
Lafontaine: Es geht mir nicht um per
sönliche Auseinandersetzungen. D
SPD ist klar gegenjeglichen militäri-
schen Kampfeinsatz außerhalb de
Nato-Vertragsgebiets. Es ärgert mic
wenn einzelne PolitikerGrundsätze un
serer Außenpolitik, die aufmehreren
Parteitagenbeschlossenwurden, in Fra-
ge stellen. Da muß auf dem nächs
Bundesparteitag eineKlarstellung erfol-
gen.
SPIEGEL: Hier haben Sieauch Ihren
Parteivorsitzenden Scharping im Visie
Lafontaine: Nein. DerParteivorsitzende
hat in meiner Anwesenheit mehrfa
klargestellt, daß er Kampfeinsätze v
Tornado-Jetsnicht geforderthat.
SPIEGEL: Können die Deutschen essich
leisten, in Bosnien nichtanzutreten?
Lafontaine: Die Diskussion über Torna-
do-Kampfeinsätze istohne Grundlage
Denn das vonvielen verlangteUno-
Mandat zum Bombardieren – wersoll
eigentlich bombardiert werden? –wird
nicht kommen, nachdem Kanzler-
FreundJelzin mit denSerben einMili-
tärbündnis geschlossenhat.
SPIEGEL: JelzinsRußlandwird als stra-
tegischerPartnerderzeit auch von de
Nato umworben, deren Erweiterung b
nach Wladiwostok Sie schon mal ang
peilt haben.
Lafontaine: In dem SPIEGEL-Ge
spräch, das mir den Widerspruch v
Kissinger, Rühe undandereneingetra-
gen hat, hatte ich1992 für dieNato-Er-
weiterung plädiert undhinzugefügt, daß
es Sicherheitsgarantien fürRußland und
die GUS-Nachfolgestaaten der früheren
Sowjetunion gebenmuß. Diese Überle-
gungen findenheute immer mehr Zu-
stimmung.
SPIEGEL: In welchenEtappensollte die
Nato-Osterweiterungdennablaufen?
Lafontaine: Wir müssen das mit de
Verbündeten abstimmen,dies ergibt



Lafontaine beim SPIEGEL-Gespräch*: „Wir haben in Bonn doch keine Regierung mehr“

.

J.
H

.
D

A
R

C
H

IN
G

E
R

..

L
.

C
H

A
P

E
R

O
N

/
LA

S
A

.

t

-
er
in

r

n
r
k-
n,
in
n-

elt

n

ie

d

n-
es
ie

in
,

-

l-

-

n

d

s-

l.
ä-

nd
e

n-

,

e-

-

er

l-
m

s-

ist

„Rationale Außenpolitik verzichtet
auf einseitige Schuldzuweisungen“
sich aus demNato-Vertrag. Man beginn
natürlich mit den Visegra´d-Staaten**.
SPIEGEL: Und mit welchenTerminen?
Lafontaine: Die Nato-Erweiterungsollte
so bald wie möglich erfolgen. Militäri-
scheIntegration ist, wie die Erfahrung
zeigt, leichter zu bewerkstelligen alspoli-
tischeoder ökonomische undmonetäre
Integration.
SPIEGEL: Nur riskieren Sie, daß mit die
ser Nato-Osterweiterung die Kräfte d
Selbstisolation und des Nationalismus
Rußlandgestärkt und diePositionen de
Demokraten dortunterminiert werden.
Lafontaine: Daher wäre eswichtig,einen
Marshallplan für die Nachfolgestaate
der Sowjetunion zuvereinbaren. De
müßte dafür sorgen, daß die Infrastru
tur dieser Länder erneuert, daß Straße
Schienenwege, Energieversorgungse
richtungen und Entsorgungseinrichtu
gen gebaut werden. DieserMarshallplan
muß an die Voraussetzung gekopp
werden, daß es zu weiteren Abrüstungs-
vereinbarungenkommt, vor allem im
atomarenBereich.
SPIEGEL: Solch einMarshallplan dürfte
Milliarden verschlingen. Wersoll dafür
aufkommen?
Lafontaine: Politische Stabilität undmili-
tärische Abrüstung inRußlandliegt im
Interesse allerwestlichen Länder. Des-
halb solltensich andiesem Marshallpla
alle Industrieländer desWestens,also
auch die USA undJapan,beteiligen. Ein
solchesAufbauprogrammbringt den Fir-
men der Industriestaaten großeAufträ-
ge.
SPIEGEL: Wäre damit dieneueweltpoliti-
scheVerantwortung der Deutschen, d
von Herzog angemahnteGlobalisierung

** Zu den Visegrád-Staaten (nach dem 1990 in
der ungarischen Stadt Visegrád geschlossenen
Abkommen) gehören Polen, Tschechien, die Slo-
wakei und Ungarn.

* Mit Redakteuren Olaf Ihlau und Olaf Petersen.
-

unserer Außenpolitik, ausreichen
wahrgenommen?
Lafontaine: Die neueweltpolitischeVer-
antwortung beginnt bei der Einschrä
kung der Waffenexporte außerhalb d
Nato-Vertragsgebietes. Diejenigen, d
die Völker Asiens und Afrikas aufrüsten,
sind mitverantwortlich für Völkermord
und Menschheitsverbrechen, diedort be-
gangenwerden.
SPIEGEL: Auch da sind wir keine Tritt-
brettfahrer.
Lafontaine: Richtig. Undzynisch könnte
man hinzufügen: Angesichts desZustan-
des der deutschen Außenpolitik, die e
Chaos ist, ist manschondankbar dafür
daß deren Architektennicht auf dieIdee
verfallen, wir müßten ausglobaler Ver-
antwortung heraus auch zurAtommacht
werden.
SPIEGEL: Chaos ist nunwirklich ein biß-
chendick aufgetragen.
Lafontaine: Eine Außenpolitik, die – po
lemisch formuliert – sagt:Jelzin ist ein

Freund, Milošević ist
der Schurke, der an a
lem schuld ist, ent-
behrt jeder rationalen
Grundlage. Siereflek-
tiertnicht die Geschich
te dieses Jahrhunderts.
SPIEGEL: Wie würde
denn derAußenpoliti-
ker Lafontaine mit
dem Serben-Regente
Milošević umgehen?
Lafontaine: Eine ratio-
nale Außenpolitikver-
zichtet auf einseitige
Schuldzuweisung un
Parteinahme undver-
sucht in der Tradition
unserer Entspannung
politik jede Chance
zum friedlichen Aus-
gleich zunutzen.
SPIEGEL: Themenwechse
Bei den Konsensgespr
chen zur Energiepolitik
hat es eine überrasche
schnelle Einigung über di
Kohlefinanzierung gege-
ben. Sehen SieEinigungs-
chancen auch bei der Ker
energie?
Lafontaine: Die Konsens-
gespräche machen nur
Sinn, wenn sie dieWende
zu einer ökologischen
Energiepolitik bringen
den Aufbruch insSolarzeit-
alter.
SPIEGEL: Der Regierung
geht es um einen Energi
mix unter Einschluß der
Kernenergie . . .
Lafontaine: . . . und uns
um den verbindlichen Aus
stieg ausdieser veralteten
und auchunter ökonomi-
schen Gesichtspunktennicht verant-
wortbaren Technik.Ganz vorn steht
deshalb für uns eine Vereinbarung üb
einen volkswirtschaftlich vernünftigen
Ausstiegsfahrplan und über dieEntsor-
gung desradioaktiven Mülls. Wer die
Kernenergie soliebt wie meine Amts-
kollegen Edmund Stoiber und Erwin
Teufel, dersollte in seinemBundesland
für den vorhandenenAtommüll schleu-
nigst Zwischen- undEndlager einrich-
ten.
SPIEGEL: Mit der steuerlichen Freiste
lung des Existenzminimums und de
Familienleistungsausgleichstehennicht
minderschwereBrocken auf derTages-
ordnung. Was die SPD, die alldies in
den Vermittlungsausschuß von Bunde
tag und Bundesrat holenwill, da so
grundsätzlich anders machen möchte,
uns bisher nichtrecht aufgegangen.
Lafontaine: Das werden Sieschon noch
sehen. Wir haben in Bonndoch garkei-
ne Regierungmehr. Das ist nurnoch ei-
23DER SPIEGEL 12/1995
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ne Reagierung. Die reagiert auf Urte
des Bundesverfassungsgerichts.
SPIEGEL: Noch mal: Was würden Sie
denn indieser Lageunternehmen?
Lafontaine: Eine Regierung, diediesen
Namen verdiente, müßtevier dringende
Reformprojekte anpacken: eine ökolo-
gischeSteuerreform, ohne dieeine mo-
derne Energiepolitik nicht möglich ist;
eine Vereinfachung des Steuerrech
weil dasgegenwärtigeSteuerchaossozi-
al ungerechtist; die Reform desöffent-
lichen Dienstes, weil die öffentlichen
Haushalte andersnicht mehr zusanie-
ren sind; undschließlicheine spürbare
Entlastung derGemeinden bei derSozi-
alhilfe, um deren Investitionsfähigkei
wiederherzustellen.
SPIEGEL: Wo sinddenn imSPD-Modell
zum Existenzminimum die Vorschläg
der Bareis-Kommission für übersicht
che Steuertarife und Subventionsabba
Lafontaine: Wir haben einklares Kon-
zept. Wir wollen den Einkommensteu
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„Klare Positionen
werden durch einzelne in

der SPD verwischt“
ertarif ökonomisch vernünftiger un
sozial gerechter machen, das heiß
größere Konzentration des Entl
stungsvolumens auf die Normalverd
ner. Ich darf auchdaran erinnern, da
die SPD schon beim Solidarpakt ei
Streichliste vonSteuersubventionen i
der Größenordnung von 10 bis 20Mil-
liarden Mark vorgelegthat. Da gibt es
teilweise Überschneidungen mit de
Bareis-Kommission. Wir wolleneine
durchgreifende Steuervereinfachung.
SPIEGEL: Ist unser Eindruck richtig,
daß die Koalition mit ihrem neuen
Kindergeld-Modell die SPD ganz schö
in Verlegenheit gebrachthat?
Lafontaine: Von Verlegenheit kann
man wohl nichtreden, wenn sich eine
Regierung denVorschlägen derOppo-
sition annähert. Seit Jahren fordern
wir ein einheitlichesKindergeld. Das
kommt jetzt für über 90Prozent aller
Kinder. Es muß aberauch sicherge-
stellt werden, daßsich derBund durch
die geplante Finanzamtslösung nicht
auf Kosten der Länder und Gemei
den bereichert.
SPIEGEL: Aber Scharping wardoch im-
mer für die Finanzamtslösung.
Lafontaine: Die ist vernünftig. Nur ge
hört dazu auch eine faire Lastenvert
lung zwischenBund und Ländern. Und
der Bund muß konkretsagen, wie und
bis wann das ganzeverwaltungstech
nisch organisiert werden soll. An die-
sen technischenFragen darf die mate
rielle Verbesserung für Familien m
Kindern zum 1. 1. 1996 aber nicht
scheitern.
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SPIEGEL: Theo Waigel fehlen schon
jetzt im Haushalt ’96 mindestens 20Mil-
liarden. Die würden auch einem Bun
desfinanzministerLafontaine fehlen.
Lafontaine: Deshalb habe ichauch im-
mer zur Zurückhaltunggemahnt und
Hilfe angeboten,wenn sich Waigel den
Forderungen nach Einnahme-Verzic
ausgesetztsah.
SPIEGEL: Beispiel?
Lafontaine: Aktuelles Beispiel: Die
FDP will denSolidaritätszuschlagsofort
abbauen, was zur Stärkung der Kauf-
kraft sinnvoll wäre. Nunaber entlastet
sie die Stromkunden, indem sie d
Kohlepfennig ersatzloswegfallen läßt,
was ökologischunvernünftig ist und den
Abbau des Solidarzuschlags schwe
macht. Das paßtdochallesnicht zusam-
men. Da kann ich TheoWaigel verste-
hen,wenn er mitBlick auf Graf Lambs-
dorff von einem „adligen Klugscheißer
spricht.
SPIEGEL: Die SPD hat es in Bonn ge
genwärtig schwer,sich als führende Op-
positionskraft in Szene zusetzen. Das
kann doch nicht nur am grünen Allein
unterhalter Joschka Fischer liege
Fehlt es an einem klarenpolitischen Ge-
genprogramm?
Lafontaine: Fischer und Gregor Gysi
sind Politiker, die in Talkshows beson
dere Begabungen entwickeln.Aber
wenn es um die Lösunghandfesterpoli-
tischerProbleme geht, dann ist von i
nen weniger zu hören. Ich kann abe
nicht bestreiten, daß unsere klarenPosi-
tionen – keinemilitärischenKampfein-
sätze außerhalb des Nato-Gebiets u
Ausstieg aus derAtomenergie – durch
einzelne Politiker der SPD in der Ö
fentlichkeit verwischtwerden. Das kam
auch den Grünen zugute.
SPIEGEL: Nennen Sie unsdoch maltrif-
tige Gründe, warum ein Jungwähler
heute SPDstatt Grüne wählensoll?
Lafontaine: Vier Gründewill ich Ihnen
nennen: eine friedliche Außenpolitik,
die an der EntspannungspolitikWilly
Brandts orientiertist; eine Energie- und
Umweltpolitik, die die Lebensgrundla
gen für die kommenden Generation
bewahrt; eineBildungspolitik, die auch
Kindern aus einkommensschwächeren
Familien Chancengleichheit gibt; un
eine Gesellschaftspolitik, die die Gleic
stellung derFrau ermöglicht.
SPIEGEL: Haben sich jene in der SPD
Spitze verkalkuliert, die auf denbaldi-
gen Zusammenbruch der Regieru
Kohl/Kinkel und eineGroße Koalition
setzten?
Lafontaine: Die Koalition stand in de
letzten Woche nach den eigenenWorten
ihrer Protagonisten kurz vor de
Bruch. Sie istheillos zerstritten.Eine
handlungsunfähige Regierung aber
kannsich unserLand nicht leisten.
SPIEGEL: Herr Lafontaine, wir danken
Ihnen fürdiesesGespräch. Y


